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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2030/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Festsetzung bestimmter Richtmengen und individueller Obergrenzen für die Erteilung von
Lizenzen für die Einfuhr von Bananen in die Gemeinschaft im ersten Quartal 2005 im Rahmen

der Zollkontingente A/B und C

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates vom
13. Februar 1993 über die gemeinsame Marktorganisation für
Bananen (1), insbesondere auf Artikel 20,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
896/2001 der Kommission vom 7. Mai 2001 mit Durch-
führungsbestimmungen zu der Verordnung (EWG) Nr.
404/93 des Rates hinsichtlich der Regelung für die Ein-
fuhr von Bananen in die Gemeinschaft (2) kann für die
ersten drei Quartale eines Jahres im Hinblick auf die Er-
teilung der Einfuhrlizenzen eine Richtmenge festgesetzt
werden, die einem einheitlichen Prozentsatz der für jedes
Zollkontingent A, B und C gemäß Artikel 18 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nr. 404/93 verfügbaren Menge ent-
spricht.

(2) Aufgrund der Daten über die im Jahr 2004 in der Ge-
meinschaft vermarkteten Mengen Bananen und insbeson-
dere über die tatsächlichen Einfuhren im ersten Quartal
2004 sowie über die Versorgungs- und Verbrauchsaus-
sichten für den Gemeinschaftsmarkt im gleichen Quartal
2005 sind die Richtmengen für die Zollkontingente A
und B sowie C im Hinblick auf eine ausreichende Ver-
sorgung der gesamten Gemeinschaft und die Aufrechter-
haltung der Handelsströme zwischen den Bereichen Er-
zeugung und Vermarktung festzusetzen.

(3) Auf der Grundlage dieser Daten ist außerdem die Höchst-
menge festzusetzen, auf die sich die Lizenzanträge der
Marktteilnehmer für das erste Quartal 2005 gemäß Arti-
kel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 896/2001
beziehen können.

(4) In Anbetracht der Tatsache, dass die Bestimmungen die-
ser Verordnung vor Beginn des Zeitraums für die Ein-
reichung der Lizenzanträge für das erste Quartal 2005
anwendbar sein müssen, sollte diese Verordnung unver-
züglich in Kraft treten.

(5) Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung gelten
für die Marktteilnehmer in der Gemeinschaft in ihrer
Zusammensetzung am 30. April 2004. Mit der Verord-
nung (EG) Nr. 1892/2004 der Kommission (3) wurden
Übergangsmaßnahmen für die Einfuhr von Bananen in
die Gemeinschaft aufgrund des Beitritts der Tschechi-
schen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens,
Ungarns, Maltas, Polens, Sloweniens und der Slowakei
erlassen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Bananen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für das erste Quartal des Jahres 2005 wird die in Artikel 14
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 896/2001 vorgesehene
Richtmenge für die Ausstellung von Einfuhrlizenzen für Bana-
nen im Rahmen der Zollkontingente gemäß Artikel 18
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 in folgender
Höhe festgesetzt:

— auf 27% der im Rahmen der Zollkontingente A/B für die
traditionellen und die nicht traditionellen Marktteilnehmer
in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am
30. April 2004 verfügbaren Mengen;

— auf 27% der im Rahmen des Zollkontingents C für die
traditionellen und die nicht traditionellen Marktteilnehmer
in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am
30. April 2004 verfügbaren Mengen.

Artikel 2

Für das erste Quartal des Jahres 2005 wird die in Artikel 14
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 896/2001 vorgesehene
höchstens zuzuteilende Menge für die Anträge auf Einfuhrlizen-
zen für Bananen im Rahmen der Zollkontingente gemäß
Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 in
folgender Höhe festgesetzt:

a) für die traditionellen Marktteilnehmer in der Gemeinschaft in
der Zusammensetzung vom 30. April 2004 im Rahmen der
Zollkontingente A/B auf 27% der in Anwendung der
Artikel 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 896/2001 festge-
setzten und mitgeteilten Referenzmenge;
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b) für die nicht traditionellen Marktteilnehmer in der Gemein-
schaft in der Zusammensetzung vom 30. April 2004 im
Rahmen der Zollkontingente A/B auf 27% der in Anwen-
dung von Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
896/2001 festgesetzten und mitgeteilten Menge;

c) für die traditionellen Marktteilnehmer in der Gemeinschaft in
der Zusammensetzung vom 30. April 2004 im Rahmen des
Zollkontingents C auf 27% der in Anwendung der Artikel 4
und 5 der Verordnung (EG) Nr. 896/2001 festgesetzten und
mitgeteilten Referenzmenge;

d) für die nicht traditionellen Marktteilnehmer in der Gemein-
schaft in der Zusammensetzung vom 30. April 2004 im
Rahmen des Zollkontingents C auf 27% der in Anwendung
von Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 896/2001
festgesetzten und mitgeteilten Menge.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2031/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Eröffnung einer Ausschreibung zur Festsetzung der Erstattung bei der Ausfuhr
von geschliffenem rund-, mittel- und langkörnigem Reis A nach bestimmten Drittländern

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aus der Prüfung des Bilanzvoranschlags geht hervor, dass
die Erzeuger über bedeutende exportierbare Reismengen
verfügen. Dadurch könnte die normale Entwicklung der
Erzeugerpreise im Wirtschaftsjahr 2004/05 beeinträchtigt
werden.

(2) Um dies zu ändern, ist die Gewährung von Erstattungen
bei der Ausfuhr nach Zonen vorzusehen, die sich mög-
licherweise am Gemeinschaftsmarkt versorgen. Aufgrund
der besonderen Lage des Reismarktes ist es angezeigt, die
Erstattungen mengenmäßig zu begrenzen und somit den
Betrag der Ausfuhrerstattung im Wege einer Ausschrei-
bung festzusetzen.

(3) Es ist darauf hinzuweisen, dass die Bestimmungen der
Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der Kommission vom
6. März 1975 über die Durchführungsbestimmungen für
die Ausschreibung der Ausfuhrerstattung bei Reis (2) im
Rahmen dieser Ausschreibung Anwendung finden.

(4) Aus Gründen der ordnungsgemäßen Marktverwaltung
sollte die Ausschreibung auf bestimmte Zonen im An-
hang der Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 der Kommis-
sion (3) beschränkt werden.

(5) Nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 2808/98 der
Kommission vom 22. Dezember 1998 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen für die agromonetäre Regelung

nach Einführung des Euro im Agrarsektor (4) sind die
Beträge in den Angeboten, die für Ausschreibungen im
Rahmen eines Rechtsakts der gemeinsamen Agrarpolitik
eingehen, in Euro anzugeben. Nach Artikel 5 Absatz 1
derselben Verordnung ist der maßgebliche Tatbestand für
den Wechselkurs in diesen Fällen der letzte Tag der An-
gebotsfrist der betreffenden Ausschreibung. Die maßge-
blichen Tatbestände für die Vorschüsse und die Sicher-
heiten sind in den Absätzen 3 und 4 des vorgenannten
Artikels festgelegt.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Es wird eine Ausschreibung zur Festsetzung der Ausfuhr-
erstattung gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr.
1785/2003 für geschliffenen rund-, mittel- und langkörnigen
Reis der KN-Codes 1006 30 61, 1006 30 63, 1006 30 65,
1006 30 92, 1006 30 94 und 1006 30 96 durchgeführt.

Die Ausschreibung ist auf die folgenden Ausfuhrbestimmungen
beschränkt:

a) die im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 aufge-
führten Zonen I bis VI ausgenommen Malta, Zypern, Polen,
die Slowakei, die Tschechische Republik, Ungarn, Estland,
Lettland, Litauen, Slowenien, Rumänien und die Türkei;

b) die im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 aufge-
führte Zone VIII, ausgenommen Guyana, Madagaskar, Suri-
name, die Niederländischen Antillen, Aruba und die Turks-
und Caicosinseln.

(2) Die Ausschreibung gemäß Absatz 1 läuft bis zum
23. Juni 2005. Während ihrer Dauer werden periodische Aus-
schreibungen durchgeführt, für welche die Zeitpunkte der An-
gebotsabgabe in der Ausschreibungsbekanntmachung festgelegt
sind.
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(3) Die Ausschreibung wird gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 584/1975 und den nachstehenden Bestimmungen durchge-
führt.

Artikel 2

Ein Angebot ist nur zulässig, wenn es sich auf eine Ausfuhr-
menge von mindestens 50 Tonnen und höchstens 3 000 Ton-
nen erstreckt.

Artikel 3

Die Sicherheit gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr.
587/75 beträgt 30 EUR/Tonne.

Artikel 4

(1) Abweichend von Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 1291/2000 der Kommission (1) gelten die im Rah-
men dieser Ausschreibung erteilten Ausfuhrlizenzen für die Be-
stimmung ihrer Gültigkeitsdauer als am Tag der Angebotseinrei-
chung erteilt.

(2) Die Lizenzen sind vom Tag ihrer Erteilung im Sinne von
Absatz 1 bis zum Ende des vierten darauf folgenden Monats
gültig

Artikel 5

Die abgegebenen Angebote müssen über die Mitgliedstaaten
spätestens eineinhalb Stunden nach Ablauf der in der Ausschrei-
bungsbekanntmachung vorgesehenen Angebotsfrist bei der
Kommission eingehen. Sie müssen nach dem Schema im An-
hang übermittelt werden.

Liegen keine Angebote vor, so teilen die Mitgliedstaaten der
Kommission dies innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist mit.

Artikel 6

(1) Aufgrund der eingereichten Angebote beschließt die
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verord-
nung (EG) Nr. 1785/2003

— entweder eine Höchstausfuhrerstattung festzusetzen, wobei
insbesondere den Kriterien in Artikel 14 der Verordnung
(EG) Nr. 1785/2003 Rechnung getragen wird,

— oder keinen Zuschlag zu erteilen.

(2) Wird eine Höchstausfuhrerstattung festgesetzt, so wird
der Zuschlag dem oder den Bietern erteilt, deren Angebote
der Höchstausfuhrerstattung entsprechen oder darunter liegen.

Artikel 7

Die Frist für die Abgabe der Angebote für die erste periodische
Ausschreibung läuft am 16. Dezember 2004 um 10.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) aus.

Der letzte Termin für die Einreichung von Angeboten ist der
23. Juni 2005.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Ausschreibung zur Festsetzung der Erstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rund-, mittel- und langkörni-
gem Reis A nach bestimmten Drittländern

Ende der Frist für die Angebotsabgabe (Datum/Uhrzeit): ........................................................................................................................

1 2 3 4

Fortlaufende Nummerierung
der Bieter

Mengen
(in Tonnen)

Betrag der Ausfuhrerstattung
(in EUR je Tonne)

Mindestmengen (*)
(in Tonnen)

1

2

3

4

5

usw.

(*) Mindestzuteilungsmenge gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e) der Verordnung (EWG) Nr. 584/75.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2032/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Eröffnung einer Ausschreibung zur Festsetzung der Erstattung bei der Ausfuhr von geschliffe-
nem parboiled Langkornreis B nach bestimmten Drittländern

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aus der Prüfung des Bilanzvoranschlags geht hervor, dass
die Erzeuger über bedeutende exportierbare Reismengen
verfügen. Dadurch könnte die normale Entwicklung der
Erzeugerpreise im Wirtschaftsjahr 2004/05 beeinträchtigt
werden.

(2) Um dies zu ändern, ist die Gewährung von Erstattungen
bei der Ausfuhr nach Zonen vorzusehen, die sich mög-
licherweise am Gemeinschaftsmarkt versorgen. Aufgrund
der besonderen Lage des Reismarktes ist es angezeigt, die
Erstattungen mengenmäßig zu begrenzen und somit den
Betrag der Ausfuhrerstattung im Wege einer Ausschrei-
bung festzusetzen.

(3) Es ist darauf hinzuweisen, dass die Bestimmungen der
Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der Kommission vom
6. März 1975 über die Durchführungsbestimmungen
für die Ausschreibung der Ausfuhrerstattung bei Reis (2)
im Rahmen dieser Ausschreibung Anwendung finden.

(4) Aus Gründen der ordnungsgemäßen Marktverwaltung
sollte die Ausschreibung auf bestimmte Zonen im An-
hang der Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 der Kommis-
sion (3) beschränkt werden.

(5) Nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 2808/98 der
Kommission vom 22. Dezember 1998 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen für die agromonetäre Regelung
nach Einführung des Euro im Agrarsektor (4) sind die
Beträge in den Angeboten, die für Ausschreibungen im
Rahmen eines Rechtsakts der gemeinsamen Agrarpolitik
eingehen, in Euro anzugeben. Nach Artikel 5 Absatz 1
derselben Verordnung ist der maßgebliche Tatbestand für
den Wechselkurs in diesen Fällen der letzte Tag der An-
gebotsfrist der betreffenden Ausschreibung. Die maßge-
blichen Tatbestände für die Vorschüsse und die Sicher-
heiten sind in den Absätzen 3 und 4 des vorgenannten
Artikels festgelegt.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Es wird eine Ausschreibung zur Festsetzung der Ausfuhr-
erstattung gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr.
1785/2003 für geschliffenen parboiled Langkornreis B des
KN-Codes 1006 30 67 durchgeführt.

Die Ausschreibung ist auf die folgenden Ausfuhrbestimmungen
beschränkt:

a) die im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 aufge-
führten Zonen I bis VI ausgenommen Malta, Zypern, Polen,
die Slowakei, die Tschechische Republik, Ungarn, Estland,
Lettland, Litauen, Slowenien, Rumänien und die Türkei;

b) die im Anhang VIII der Verordnung (EWG) Nr. 2145/92
aufgeführte Zone VIII, ausgenommen Guyana, Madagaskar,
Suriname, die Niederländischen Antillen, Aruba und die
Turks- und Caicosinseln.

(2) Die Ausschreibung gemäß Absatz 1 läuft bis zum
23. Juni 2005. Während ihrer Dauer werden periodische Aus-
schreibungen durchgeführt, für welche die Zeitpunkte der An-
gebotsabgabe in der Ausschreibungsbekanntmachung festgelegt
sind.
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(3) Die Ausschreibung wird gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 584/1975 und den nachstehenden Bestimmungen durchge-
führt.

Artikel 2

Ein Angebot ist nur zulässig, wenn es sich auf eine Ausfuhr-
menge von mindestens 50 Tonnen und höchstens 3 000 Ton-
nen erstreckt.

Artikel 3

Die Sicherheit gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr.
587/75 beträgt 30 EUR/Tonne.

Artikel 4

(1) Abweichend von Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 1291/2000 der Kommission (1) gelten die im Rah-
men dieser Ausschreibung erteilten Ausfuhrlizenzen für die Be-
stimmung ihrer Gültigkeitsdauer als am Tag der Angebotseinrei-
chung erteilt.

(2) Die Lizenzen sind vom Tag ihrer Erteilung im Sinne von
Absatz 1 bis zum Ende des vierten darauf folgenden Monats
gültig

Artikel 5

Die abgegebenen Angebote müssen über die Mitgliedstaaten
spätestens eineinhalb Stunden nach Ablauf der in der Ausschrei-
bungsbekanntmachung vorgesehenen Angebotsfrist bei der
Kommission eingehen. Sie müssen nach dem Schema im An-
hang übermittelt werden.

Liegen keine Angebote vor, so teilen die Mitgliedstaaten der
Kommission dies innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist mit.

Artikel 6

(1) Aufgrund der eingereichten Angebote beschließt die
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verord-
nung (EG) Nr. 1785/2003

— entweder eine Höchstausfuhrerstattung festzusetzen, wobei
insbesondere den Kriterien in Artikel 14 der Verordnung
(EG) Nr. 1785/2003 Rechnung getragen wird,

— oder keinen Zuschlag zu erteilen.

(2) Wird eine Höchstausfuhrerstattung festgesetzt, so wird
der Zuschlag dem oder den Bietern erteilt, deren Angebote
der Höchstausfuhrerstattung entsprechen oder darunter liegen.

Artikel 7

Die Frist für die Abgabe der Angebote für die erste periodische
Ausschreibung läuft am 16. Dezember 2004, 10.00 Uhr (Brüs-
seler Zeit) aus.

Der letzte Termin für die Einreichung von Angeboten ist der
23. Juni 2005.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Ausschreibung zur Festsetzung der Erstattung für die Ausfuhr von geschliffenem parboiled Langkornreis B nach
bestimmten Drittländern

Ende der Frist für die Angebotsabgabe (Datum/Uhrzeit): ........................................................................................................................

1 2 3 4

Fortlaufende Nummerierung
der Bieter

Mengen
(in Tonnen)

Betrag der Ausfuhrerstattung
(in EUR je Tonne)

Mindestmengen (*)
(in Tonnen)

1

2

3

4

5

usw.

(*) Mindestzuteilungsmenge gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e) der Verordnung (EWG) Nr. 584/75.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2033/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Eröffnung einer Ausschreibung zur Festsetzung der Beihilfe für die Lieferung von geschältem
Langkornreis B nach der Insel Réunion

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Prüfung der Versorgungslage der Insel Réunion hat
ergeben, dass dort nicht genügend Reis vorhanden ist. Da
auf dem Gemeinschaftsmarkt Reis verfügbar ist, sollte der
Insel Réunion ermöglicht werden, sich dort zu versorgen,
indem für die Lieferung von Reis, der für den Verbrauch
auf der Insel Réunion bestimmt ist, eine Beihilfe gewährt
wird. Aufgrund der besonderen Lage der Insel Réunion
ist es angezeigt, die zu liefernden Mengen zu begrenzen
und somit den Beihilfebetrag im Wege einer Ausschrei-
bung festzusetzen.

(2) Es ist darauf hinzuweisen, dass die Bestimmungen der
Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 der Kommission vom
6. September 1989 mit Durchführungsbestimmungen für
die Lieferung von Reis nach Réunion (2) im Rahmen die-
ser Ausschreibung Anwendung finden.

(3) Nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 2808/98 der
Kommission vom 22. Dezember 1998 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen für die agromonetäre Regelung
nach Einführung des Euro im Agrarsektor (3) sind die
Beträge in den Angeboten, die für Ausschreibungen im
Rahmen eines Rechtsakts der gemeinsamen Agrarpolitik
eingehen, in Euro anzugeben.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Es wird eine Ausschreibung zur Festsetzung des Betrags
der Beihilfe gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.

1785/2003 für die Lieferung von geschältem Langkornreis B
des KN-Codes 1006 20 98 nach der Insel Réunion gewährt.

(2) Die Ausschreibung gemäß Absatz 1 läuft bis zum 23.
Juni 2005. Während ihrer Dauer werden periodische Ausschrei-
bungen durchgeführt, für welche die Zeitpunkte der Angebots-
abgabe in der Ausschreibungsbekanntmachung festgelegt sind.

(3) Die Ausschreibung wird gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 2692/89 und den nachstehenden Bestimmungen durchge-
führt.

Artikel 2

Ein Angebot ist nur zulässig, wenn es sich auf eine Liefermenge
von mindestens 50 Tonnen und höchstens 3 000 Tonnen er-
streckt.

Artikel 3

Die Sicherheit gemäß Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe a) der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2692/89 beträgt 30 EUR/Tonne.

Artikel 4

Die im Rahmen dieser Ausschreibung ausgestellten Beihilfebe-
scheide gelten für die Bestimmung ihrer Gültigkeitsdauer als am
letzten Tag der Frist für die Angebotsabgabe erteilt.

Artikel 5

Die abgegebenen Angebote müssen über die Mitgliedstaaten
spätestens eineinhalb Stunden nach Ablauf der in der Ausschrei-
bungsbekanntmachung vorgesehenen Angebotsfrist bei der
Kommission eingehen. Sie müssen nach dem Schema im An-
hang übermittelt werden.

Liegen keine Angebote vor, so teilen die Mitgliedstaaten der
Kommission dies innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist mit.

Artikel 6

(1) Aufgrund der eingereichten Angebote beschließt die
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verord-
nung (EG) Nr. 1785/2003

— entweder eine Höchstbeihilfe festzusetzen

— oder keinen Zuschlag zu erteilen.
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(2) Wird eine Höchstbeihilfe festgesetzt, so wird der Zuschlag
dem oder den Bietern erteilt, deren Angebote der Höchstbeihilfe
entsprechen oder darunter liegen.

Artikel 7

Die Frist für die Abgabe der Angebote für die erste periodische
Ausschreibung läuft am 16. Dezember 2004, 10.00 Uhr (Brüs-
seler Zeit) aus.

Der letzte Termin für die Einreichung von Angeboten ist der
23. Juni 2005.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission

ANHANG

Ausschreibung zur Festsetzung der Beihilfe für die Lieferung von geschältem Langkornreis B nach der Insel
Réunion

Ende der Frist für die Angebotsabgabe (Datum/Uhrzeit): ........................................................................................................................

1 2 3

Fortlaufende Nummerierung der Bieter Mengen
(in Tonnen)

Betrag der Beihilfe für die Lieferung
(in EUR je Tonne)

1

2

3

4

5

usw.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2034/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur vierzigsten Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung be-
stimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die
mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung stehen, und zur

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom
27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Orga-
nisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk
und den Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates über das Verbot der
Ausfuhr bestimmter Waren und Dienstleistungen nach Afgha-
nistan, über die Ausweitung des Flugverbots und des Einfrierens
von Geldern und anderen Finanzmitteln betreffend die Taliban
von Afghanistan, (1) insbesondere auf Artikel 7 Absatz 1 erster
Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 enthält die
Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen mit der Verord-
nung eingefroren werden.

(2) Der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen beschloss am 22. November 2004, die Liste der
Personen, Gruppen und Organisationen, deren Gelder
und wirtschaftliche Ressourcen eingefroren werden sol-
len, zu ändern; Anhang I ist somit entsprechend zu än-
dern.

(3) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorge-
sehenen Maßnahmen gewährleistet werden kann, muss
diese Verordnung unverzüglich in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird entspre-
chend dem Anhang dieser Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Benita FERRERO-WALDNER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird wie folgt geändert:

Der Eintrag „Lionel DUMONT (alias a) BILAL, b) HAMZA, c) Jacques BROUGERE). Geburtsort: Roubaix (Frankreich).
Geburtsdatum: 21. Januar 1971“ unter „Natürliche Personen“ erhält folgende Fassung:

„Lionel DUMONT (alias a) Jacques BROUGERE, b) BILAL, c) HAMZA). Anschrift: ohne festen Wohnsitz in Italien.
Geburtsort: Roubaix (Frankreich). Geburtsdatum: a) 21. Januar 1971, b) 29. Januar 1975.“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2035/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter für die 153. Einzelausschreibung im Rahmen
der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (2) verkaufen die In-
terventionsstellen bestimmte Interventionsbuttermengen
aus ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren
für den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden auf-
grund der auf jede Einzelausschreibung eingegangenen
Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter sowie ein
Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und Butterfett fest-
gesetzt, oder es wird beschlossen, der Ausschreibung

keine Folge zu leisten. Der genannte Mindestverkaufspreis
und der betreffende Beihilfehöchstbetrag können je nach
Verwendungszweck, Milchfettgehalt der Butter und Ver-
arbeitungsweise differenziert werden. Die Höhe der Ver-
arbeitungssicherheit(en) ist entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 153. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschreibung
sind die Mindestverkaufspreise für Interventionsbutter sowie
die Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 27. November 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
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(2) ABl. L 350 vom 20.12.1997, S. 3. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 921/2004 (ABl. L 163 vom
30.4.2004, S. 94).



ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 26. November 2004 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise
für Butter für die 153. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG)

Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mindestver-
kaufspreis

Butter
≥ 82%

In unverän-
dertem
Zustand

— 215,1 — 215,1

Butterfett 209,1 — — —

Verarbeitungssicherheit

In unverän-
dertem
Zustand

— 129 — 129

Butterfett 129 — — —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2036/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Festsetzung der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 153. Einzelaus-
schreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (2) verkaufen die In-
terventionsstellen bestimmte Interventionsbuttermengen
aus ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren
für den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden auf-
grund der auf jede Einzelausschreibung eingegangenen
Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter sowie ein
Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und Butterfett fest-
gesetzt, oder es wird beschlossen, der Ausschreibung

keine Folge zu leisten. Der genannte Mindestverkaufspreis
und der betreffende Beihilfehöchstbetrag können je nach
Verwendungszweck, Milchfettgehalt der Butter und Ver-
arbeitungsweise differenziert werden. Die Höhe der Ver-
arbeitungssicherheit(en) ist entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 153. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschreibung
sind die Beihilfehöchstbeträge sowie die Verarbeitungssicherhei-
ten in der Tabelle im Anhang zur vorliegenden Verordnung
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 27. November 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABl.
L 29 vom 3.2.2004, S. 6).

(2) ABl. L 350 vom 20.12.1997, S. 3. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 921/2004 (ABl. L 163 vom
30.4.2004, S. 94).



ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 26. November 2004 zur Festsetzung der Beihilfehöchstbeträge für
Rahm, Butter und Butterfett für die 153. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der

Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Beihilfehöchst-
betrag

Butter ≥ 82 % 58 54 58 54

Butter < 82 % 56 52 — —

Butterfett 69 65 69 65

Rahm 26 23

Verarbeitungs-
sicherheit

Butter 64 — 64 —

Butterfett 76 — 76 —

Rahm — — 29 —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2037/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die 72. Einzelausschreibung
im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2799/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 26 der Verordnung (EG) Nr. 2799/1999
der Kommission vom 17. Dezember 1999 mit Durch-
führungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 des Rates hinsichtlich der Gewährung einer
Beihilfe für Magermilch und Magermilchpulver für Futter-
zwecke und des Verkaufs dieses Magermilchpulvers (2)
führen die Interventionsstellen für bestimmte, in ihrem
Besitz befindliche Magermilchpulvermengen ein Dauer-
ausschreibungsverfahren durch.

(2) Nach Artikel 30 der genannten Verordnung ist aufgrund
der zu jeder Einzelausschreibung eingegangenen Ange-
bote ein Mindestverkaufspreis festzusetzen oder die Aus-
schreibung aufzuheben. Unter Berücksichtigung des Un-
terschieds zwischen dem Marktpreis des Magermilchpul-
vers und dem festgesetzten Mindestverkaufspreis ist die
Höhe der Verarbeitungssicherheit zu bestimmen.

(3) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist der Min-
destverkaufspreis auf die nachstehend genannte Höhe
festzusetzen und die entsprechende Verarbeitungssicher-
heit zu bestimmen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 72. Einzelausschreibung im Rahmen der Verordnung
(EG) Nr. 2799/1999, für die die Frist zur Einreichung der An-
gebote am 23. November 2004 abgelaufen ist, werden der
Mindestverkaufspreis und die Verarbeitungssicherheit wie folgt
festgesetzt:

— Mindestverkaufspreis: 198,24 EUR/100 kg,

— Verarbeitungssicherheit: 35,00 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 27. November 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABl.
L 29 vom 3.2.2004, S. 6).

(2) ABl. L 340 vom 31.12.1999, S. 3. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1674/2004 (ABl. L 300 vom
25.9.2004, S. 11).



VERORDNUNG (EG) Nr. 2038/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Beihilfe für Butterfett für die 325. Sonderausschreibung im
Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90 der Kommis-
sion vom 20. Februar 1990 über die Gewährung einer
Beihilfe im Ausschreibungsverfahren für Butterfett zum
unmittelbaren Verbrauch in der Gemeinschaft (2) führen
die Interventionsstellen im Hinblick auf die Gewährung
einer Beihilfe für Butterfett eine Dauerausschreibung
durch. Nach Artikel 6 derselben Verordnung wird auf-
grund der je Sonderausschreibung eingegangenen Ange-
bote eine Höchstbeihilfe für Butterfett mit einem Min-
destfettgehalt von 96% festgesetzt, oder es wird der Aus-
schreibung nicht stattgegeben. Die Bestimmungssicherheit
muss entsprechend festgesetzt werden.

(2) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist die
Höchstbeihilfe auf die nachstehend genannte Höhe

festzusetzen und die entsprechende Bestimmungssicher-
heit festzulegen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verord-
nung (EWG) Nr. 429/90 durchzuführende 325. Sonderaus-
schreibung werden der Höchstbetrag der Beihilfe und die Be-
stimmungssicherheit wie folgt festgesetzt:

— Höchstbetrag der Beihilfe: 69 EUR/100 kg,

— Bestimmungssicherheit: 82 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 27. November 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABl.
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(2) ABl. L 45 vom 21.2.1990, S. 8. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 921/2004 (ABl. L 163 vom 30.4.2004,
S. 94).



VERORDNUNG (EG) Nr. 2039/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Festlegung des Mindestverkaufspreises für Butter für die 9. Einzelausschreibung im Rahmen der
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10 Buch-
stabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999
der Kommission vom 16. Dezember 1999 mit
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG)
Nr. 1255/1999 des Rates hinsichtlich der Interventionen
auf dem Markt für Butter und Rahm (2) haben Interven-
tionsstellen bestimmte Mengen Butter im Rahmen einer
Dauerausschreibung zum Verkauf angeboten.

(2) Unter Berücksichtigung der im Rahmen der einzelnen
Ausschreibungen eingegangenen Angebote sollte ein
Mindestpreis festgelegt oder die Entscheidung getroffen

werden, in Übereinstimmung mit Artikel 24a der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2771/1999 keinen Zuschlag zu ertei-
len.

(3) In Anbetracht der eingegangenen Angebote sollte ein
Mindestverkaufspreis festgelegt werden.

(4) Der Verwaltungsausschuss für Milch und Milcherzeug-
nisse hat nicht innerhalb der ihm von seinem Vorsitzen-
den gesetzten Frist Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 9. Einzelausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2771/1999, für die die Frist für die Einreichung von Angeboten
am 23. November 2004 abläuft, wird der Mindestverkaufspreis
für Butter auf 270 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 27. November 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
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14.8.2004, S. 30).



VERORDNUNG (EG) Nr. 2040/2004 DER KOMMISSION

vom 26. November 2004

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die im Rahmen der Dauer-
ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 214/2001 durchgeführte 8. Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10 Buch-
stabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 214/2001
der Kommission vom 12. Januar 2001 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG)
Nr. 1255/1999 des Rates hinsichtlich der Interventionen
auf dem Markt für Magermilchpulver (2) haben die Inter-
ventionsstellen bestimmte in ihrem Besitz befindliche
Mengen von Magermilchpulver im Rahmen einer Dauer-
ausschreibung zum Verkauf bereitgestellt.

(2) Gemäß Artikel 24a der Verordnung (EG) Nr. 214/2001
wird unter Berücksichtigung der für jede Teilausschrei-

bung eingegangenen Angebote ein Mindestverkaufspreis
festgesetzt oder es wird beschlossen, keinen Zuschlag zu
erteilen.

(3) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist ein Min-
destverkaufspreis festzusetzen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 8. Teilausschreibung gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 214/2001, für die die Angebotsfrist am 23. November
2004 abgelaufen ist, wird der Mindestverkaufspreis für Mager-
milchpulver auf 210,00 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 27. November 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 26. November 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(In Anwendung von Titel V des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

BESCHLUSS DES RATES 2004/803/GASP

vom 25. November 2004

über die Einleitung der militärischen Operation der Europäischen Union in Bosnien und
Herzegowina

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 17,

gestützt auf die Gemeinsame Aktion 2004/570/GASP vom
12. Juli 2004 über die militärische Operation der Europäischen
Union in Bosnien und Herzegowina (1), insbesondere auf Arti-
kel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 9. Juli 2004 hat der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen die Resolution 1551 (2004) einstimmig ange-
nommen und die Absicht der Europäischen Union be-
grüßt, ab Dezember 2004 in Bosnien und Herzegowina
eine EU-Mission, die auch eine militärische Komponente
enthält, nach den Vorgaben einzuleiten, die der irische
Außenminister und Präsident des Rates der Europäischen
Union in seinem Schreiben vom 29. Juni 2004 an den
Vorsitz des Sicherheitsrats aufgeführt hat. Der Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen hat ferner beschlossen,
dass die derzeit in Anlage B zu Anhang 1-A des Friedens-
abkommens enthaltenen Abkommen über die Rechtsstel-
lung der Einsatzkräfte auf die vorgeschlagene EU-Mission
und ihre Einsatzkräfte ab dem Zeitpunkt des Kräfteauf-
wuchses in Bosnien und Herzegowina vorläufig Anwen-
dung finden, bis die Vertragsparteien den genannten Ab-
kommen zu diesem Zweck zustimmen.

(2) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am
22. November 2004 einstimmig die Resolution 1575
(2004) angenommen, mit der u. a. die durch die EU
oder in Zusammenarbeit mit der EU handelnden Mit-
gliedstaaten ermächtigt werden, für einen zunächst auf
12 Monate begrenzten Zeitraum in Rechtsnachfolge der
SFOR eine multinationale Stabilisierungstruppe (EUFOR)
unter gemeinsamer Führung und Kontrolle einzurichten,
die ihren Auftrag zur Umsetzung des Anhangs 1-A und
des Anhangs 2 des Friedensabkommens in Zusammen-
arbeit mit dem NATO Hauptquartier vor Ort nach den
zwischen der NATO und der EU vereinbarten Regelun-
gen ausführen wird, wie sie dem Sicherheitsrat mitgeteilt
wurden, in denen anerkannt wird, dass die EUFOR im
Rahmen der Militäraspekte des Friedensabkommens die
zentrale Friedensstabilisierungsrolle übernehmen wird;
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat anerkannt,
dass das Friedensabkommen und seine früheren einschlä-
gigen Resolutionen für und in Bezug auf die EUFOR und
die NATO-Präsenz ebenso gelten, wie sie für und in
Bezug auf die SFOR gegolten haben und dass daher die

Bezugnahmen im Friedensabkommen, insbesondere in
Anhang 1-A und dessen Anlagen, und in den einschlä-
gigen Resolutionen für IFOR und/oder SFOR, NATO und
NAC künftig für die NATO-Präsenz, die EUFOR, die Eu-
ropäische Union, das Politische und Sicherheitspolitische
Komitee bzw. den Rat der Europäischen Union entspre-
chend gelten.

(3) Gemäß Artikel 6 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position
Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Ausar-
beitung und Durchführung von Beschlüssen und Maß-
nahmen der Europäischen Union, die verteidigungspoliti-
sche Bezüge haben. Dänemark beteiligt sich daher auch
nicht an der Finanzierung der Operation.

(4) Der Europäische Rat (Kopenhagen) hat auf seiner Tagung
vom 12. und 13. Dezember 2002 eine Erklärung ange-
nommen, derzufolge die „Berlin plus“-Vereinbarungen
und ihre Umsetzung nur für diejenigen Mitgliedstaaten
der EU gelten, die auch entweder der NATO oder der
„Partnerschaft für den Frieden“ angehören und folglich
bilaterale Geheimschutzabkommen mit der NATO abge-
schlossen haben —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die militärische Operation der Europäischen Union in Bosnien
und Herzegowina — ALTHEA — wird am
2. Dezember 2004 eingeleitet.

Artikel 2

Der EU-Operation Commander wird mit sofortiger Wirkung
ermächtigt, den Aktivierungsbefehl (ACTORD) zu erteilen, um
die Verlegung der Truppen durchzuführen, bevor nach ihrem
Eintreffen im Operationsgebiet der Wechsel des Unterstellungs-
verhältnisses erfolgt, und die Ausführung der Mission am
2. Dezember 2004 zu beginnen.
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Artikel 3

Unbeschadet des Artikels 17 der Gemeinsamen Aktion
2004/570/GASP bleibt dieser Beschluss in Kraft, bis der Rat
beschließt, die militärische Operation der EU in Bosnien und
Herzegowina zu beenden.

Artikel 4

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Artikel 5

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Geschehen zu Brüssel 25. November 2004.

Im Namen des Rates
Der Präsident

L. J. BRINKHORST
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1277/2004 der Kommission vom 12. Juli 2004 zur 37. Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen
gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den

Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates

(Amtsblatt der Europäischen Union L 241 vom 13. Juli 2004)

Seite 13, Anhang, Nummer 2 Buchstabe a):

anstatt: „Abulaziz“

muss es heißen: „Abdulaziz“.
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Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 2020/2004 der Kommission vom 25. November 2004 zur Festsetzung der
Ausfuhrerstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

(Amtsblatt der Europäischen Union L 351 vom 26. November 2004)

Seite 27: Der Anhang wird durch folgenden Anhang ersetzt:

„ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 25. November 2004 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1102 20 10 9200 (1) C10 EUR/t 54,39
1102 20 10 9400 (1) C10 EUR/t 46,62
1102 20 90 9200 (1) C10 EUR/t 46,62
1102 90 10 9100 C11 EUR/t 0,00
1102 90 10 9900 C11 EUR/t 0,00
1102 90 30 9100 C11 EUR/t 0,00
1103 19 40 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 13 10 9100 (1) C10 EUR/t 69,93
1103 13 10 9300 (1) C10 EUR/t 54,39
1103 13 10 9500 (1) C10 EUR/t 46,62
1103 13 90 9100 (1) C10 EUR/t 46,62
1103 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1103 19 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 20 60 9000 C12 EUR/t 0,00
1103 20 20 9000 C11 EUR/t 0,00
1104 19 69 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 19 50 9110 C10 EUR/t 62,16
1104 19 50 9130 C10 EUR/t 50,51
1104 29 01 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 03 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 22 20 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 22 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 23 10 9100 C10 EUR/t 58,28

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1104 23 10 9300 C10 EUR/t 44,68
1104 29 11 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 51 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 55 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 90 9000 C10 EUR/t 9,71
1107 10 11 9000 C13 EUR/t 0,00
1107 10 91 9000 C13 EUR/t 0,00
1108 11 00 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 11 00 9300 C10 EUR/t 0,00
1108 12 00 9200 C10 EUR/t 62,16
1108 12 00 9300 C10 EUR/t 62,16
1108 13 00 9200 C10 EUR/t 62,16
1108 13 00 9300 C10 EUR/t 62,16
1108 19 10 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 19 10 9300 C10 EUR/t 0,00
1109 00 00 9100 C10 EUR/t 0,00
1702 30 51 9000 (2) C10 EUR/t 60,90
1702 30 59 9000 (2) C10 EUR/t 46,62
1702 30 91 9000 C10 EUR/t 60,90
1702 30 99 9000 C10 EUR/t 46,62
1702 40 90 9000 C10 EUR/t 46,62
1702 90 50 9100 C10 EUR/t 60,90
1702 90 50 9900 C10 EUR/t 46,62
1702 90 75 9000 C10 EUR/t 63,81
1702 90 79 9000 C10 EUR/t 44,29
2106 90 55 9000 C10 EUR/t 46,62

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.
(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1.11.1975, S. 20).
NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1)

festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C10: Alle Bestimmungen.
C11: Alle Bestimmungen außer Bulgarien.
C12: Alle Bestimmungen außer Rumänien.
C13: Alle Bestimmungen außer Bulgarien und Rumänien.“
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